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21	 Förderprogramme der  
Landesstrategie „Quartier 
2030 - Gemeinsam. Gestalten.“ 

Kapitel 0920

Die Förderprogramme der Landesstrategie Quartier 2030 wer-
den in ihrer aktuellen Ausgestaltung den Anforderungen an 
Wirkung und Wirtschaftlichkeit nicht durchgängig gerecht.  
Sie sollten in der bestehenden Form nicht fortgeführt werden.

Förderbedarf und Förderinhalte sollten in Abstimmung mit den 
Kommunalen Landesverbänden kritisch überprüft werden. 
Förderstrukturen sollten vereinfacht und Doppelstrukturen ab-
gebaut werden. Künftig sollte stärker als bisher auf die Zielge-
nauigkeit der Förderung geachtet werden.
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21.1	 Ausgangslage

Mit der Landesstrategie „Quartier 2030 - 
Gemeinsam. Gestalten.“ unterstützt das Land 
Städte, Gemeinden und zivilgesellschaft-
liche Akteure, alters- und generationenge-
rechte Quartiere zu entwickeln. Die Strategie 
basiert auf den Handlungsempfehlungen der 
Enquete‑Kommission „Pflege in Baden‑Würt-
temberg zukunftsorientiert und generationen-
gerecht gestalten“. Angesichts des demogra-
fischen Wandels soll eine bedarfsgerechte, 
qualitativ hochwertige und finanzierbare Pflege 
sichergestellt werden. In Bezug auf die Quar-
tiersarbeit empfahl die Kommission, langfristig 
tragfähige kommunale Strukturen zu fördern, 
die ein selbstbestimmtes Leben im Alter ermög-
lichen. Ältere und pflegebedürftige Menschen 
sollen möglichst lange selbstbestimmt im eige-
nen Wohnumfeld leben können.

Das Sozialministerium hat hierzu mehrere För-
derprogramme aufgelegt. Die Haushaltsmit-
tel und Verpflichtungsermächtigungen für die 
Umsetzung der Empfehlungen der Enquete 
Pflege sind in Kapitel 0920 Titelgruppe 73 etati-
siert, die in den vergangenen Jahren mit jeweils 
rund 8 Mio. € dotiert war.

Der Rechnungshof prüfte die drei Förderpro-
gramme der Landesstrategie: „Quartiersim-
pulse“, „Gut Beraten!“ sowie „Beteiligungsta-
ler“. Prüfungszeitraum waren die Jahre 2019 bis 
2023; teilweise wurden - soweit abschließend 
vorliegend - Daten für 2024 berücksichtigt. Das 
finanzielle Volumen der drei Förderprogramme 
ist im Haushaltsplan nicht festgelegt und auch 
nicht durch eine Erläuterung beschrieben.

Mit der administrativen Abwicklung der För-
derprogramme hat das Sozialministerium die 
Allianz für Beteiligung e. V. (AfB) betraut. Dazu 
schloss das Sozialministerium mehrere Ver-

träge mit der AfB über die Programmverwal-
tung, die Antragsprüfung, die Auszahlung von 
Fördermitteln sowie die inhaltliche Begleitung 
der geförderten Projekte.
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21.2	 Prüfungsergebnisse

21.2.1	 Überblick über die Programme

Die drei Förderprogramme unterscheiden sich 
in ihrer Ausrichtung und hinsichtlich des Adres-
satenkreises.

•	 Das seit 2019 bestehende Förderpro-
gramm „Quartiersimpulse“ richtet sich pri-
mär an Kommunen; es soll Quartiersent-
wicklungsprozesse anstoßen. Ziel ist es, 
den sozialen Lebensraum vor Ort zu stär-
ken und eine hohe Lebensqualität und 
Teilhabe aller Menschen im Quartier zu 
ermöglichen. Je nach Projekt können Kom-
munen dafür einen einmaligen Zuschuss 
zwischen 20.000 € und 115.000 € je Quar-
tier erhalten. Die Antragsteller müssen 
sich mit 20 % der Projektkosten beteiligen. 
Ab 2022 stand ein jährliches Projektmit-
telvolumen von 2,3 Mio. € zur Verfügung. 
 
Nach einer zunächst regen Inanspruch-
nahme durch die Kommunen ging die Zahl 
der geförderten Projekte ab 2020 tenden-
ziell zurück. Die Kommunen konzentrierten 

ihre personellen und finanziellen Ressour-
cen auf die Bewältigung der Corona-Pande-
mie. Der Zielwert von etwa 25 Förderungen 
pro Jahr konnte ab 2022 nicht mehr erreicht 
werden. Seit 2024/2025, so das Sozialmi-
nisterium, steige die Zahl der Anträge und 
Bewilligungen wieder an; 2025 seien 31 Pro-
jekte bewilligt worden (siehe Tabelle 21-1). 

•	 Mit „Gut Beraten!“ fördert das Sozialminis-
terium seit 2018 sehr niedrigschwellig zivil-
gesellschaftliche Initiativen. Diese können 
für die fachliche Beratung ihrer Projekte 
einen Festbetrag von bis zu 4.000 € erhal-
ten. Das Programm „Gut Beraten!“ bie-
ten mehrere Ministerien mit unterschied-
lichen inhaltlichen Schwerpunkten an. 

Auch bei „Gut Beraten!“ war die Nach-
frage in den Corona-Jahren rückläu-
fig; seit 2024/2025 steigt die Anzahl 
neu aufgenommener Projekte nach Aus-
kunft des Sozialministeriums wieder an 
(2025: 37  Projekte) (siehe Tabelle 21-2). 

•	 Mit dem Programm „Beteiligungstaler“ 
unterstützt das Land seit 2023 die Sach-
kosten von Beteiligungsprojekten mit maxi-

Tabelle 21-1:  Geförderte Projekte „Quartiersimpulse“

Quelle:  Sozialministerium Baden-Württemberg

2019 2020 2021 2022 2023 2024

Anzahl Projekte 47 11 34 18 17 16

Quelle:  Sozialministerium Baden-Württemberg

Tabelle 21-2:  Geförderte Projekte „Gut Beraten!“

2019 2020 2021 2022 2023 2024

Anzahl neu auf-
genommene Projekte 49 36 32 15 19 29
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mal 2.000 €. Es ist auf Kleinstprojekte aus-
gelegt, die Antragshürden und -prozesse 
sind ebenfalls niedrigschwellig. Auch die-
ses Programm ist interministeriell angelegt. 
 
Für die Jahre 2023 und 2024 war ein 
Gesamtfördervolumen von 150.000 € vor-
gesehen. Damit hätten mindestens 75 Pro-
jekte gefördert werden können. Tatsäch-
lich förderte das Land 41  Projekte; etwas 
mehr als die Hälfte der bereitgestellten 
Mittel wurde in Anspruch genommen. Ein 
Großteil der geförderten Projekte erfolgte 
in Kommunen, die bereits zuvor von Ange-
boten der Landesstrategie profitiert hatten. 

Der Rechnungshof erkennt an, dass die Corona-
Pandemie die Nachfrage nach den Förderpro-
grammen und die Umsetzung von Projekten 
gebremst hat. Allerdings ist die Zahl der Pro-
jekte trotz des zu beobachtenden Anstiegs in 
jüngster Zeit noch immer überschaubar: Ange-
sichts der niedrigschwelligen Ausgestaltung 
und des großen potenziellen Empfängerkreises 
- in Baden-Württemberg gibt es rund 1.100 Kom-
munen und rund 92.500  zivilgesellschaftli-
che Organisationen - sind die Programme ver-
gleichsweise wenig nachgefragt.
 
Mit einer stärkeren Ausrichtung an den konkre-
ten Bedarfen und Rahmenbedingungen könnte 
die Zielgenauigkeit des Angebots erhöht wer-
den. Hierfür bietet sich insbesondere ein Aus-
tausch mit den Kommunalen Landesverbänden 
an, ob bzw. in welcher Ausprägung ein kommu-
naler Bedarf an den Förderprogrammen gese-
hen wird.

21.2.2	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, 
Zielsetzung und Erfolgskontrolle der 
Förderprogramme

Vor der Auflage eines neuen Förderprogramms 
ist eine angemessene Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung durchzuführen (§ 7 Absatz 2 Landes-
haushaltsordnung). Förderprogramme haben 
häufig Ziele, die sich nicht oder nicht aus-
schließlich quantitativ bewerten lassen. Den-
noch muss -  ausgehend von der Analyse der 
Ausgangslage, des Handlungsbedarfs sowie 
der Zieldefinition - geprüft werden, welche die 
wirtschaftlichste Möglichkeit ist, das gesetzte 
Ziel zu erreichen.

Für alle drei Programme wurde eine Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung durchgeführt; für das 
Förderprogramm „Quartiersimpulse“ jedoch 
erst nach dessen Start. Die Ziele der drei För-
derprogramme waren eher allgemein und wenig 
konkret definiert. So wurde beispielsweise die 
„Abwicklung bzw. Durchführung des Förderpro-
gramms“ als Ziel benannt. Fachlich-inhaltliche 
Ziele fehlten hingegen überwiegend. Als Kenn-
zahlen dienten beispielsweise die Summe der 
ausgereichten Fördermittel oder die Zahl durch-
geführter Projekte. Zielorientierte Indikatoren 
oder Kennzahlen, an denen der Erfolg des För-
derprogramms gemessen werden kann, fehlten 
in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen weit-
gehend. Damit wurden die Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen den Anforderungen der Landes-
haushaltsordnung nur eingeschränkt gerecht.

Nur wenn ein Förderziel klar definiert ist, kann 
festgestellt werden, ob es auch erreicht wor-
den ist. Ohne Kennzahlen oder Indikatoren, an 
denen die Zielerreichung festzumachen ist, fehlt 
die wesentliche Grundlage, um Erfolg und Wir-
kung eines Förderprogramms im Rahmen einer 
Erfolgskontrolle bewerten zu können. Zugleich 
fehlt die Grundlage, um ein Förderprogramm 
inhaltlich weiterentwickeln oder nachjustieren 
zu können.
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21.2.3	 Entwicklung der Verwaltungskosten

Aufgrund der unterschiedlichen Zielgruppen 
unterscheiden sich die Programme auch hin-
sichtlich der Förderkonzeption und der admi-
nistrativen Anforderungen. Kleinteilige Förder-
programme mit hohem Beratungsbedarf der 
Antragsteller (wie „Gut Beraten“ und der „Betei-
ligungstaler“) sind typischerweise mit erhöh-
tem Verwaltungsaufwand verbunden. Dennoch 
ist der Aufwand, den der Fördergeber leisten 
muss, um die Förderung überhaupt zu imple-
mentieren, eine zentrale Größe für die Beurtei-
lung der Wirtschaftlichkeit der Maßnahme. Das 
Finanzministerium geht im Rahmen der Haus-
haltsaufstellung von Unwirtschaftlichkeit aus, 
wenn die Verwaltungskosten mehr als 10 % des 
Bewilligungsvolumens betragen.

Die im Folgenden ausgewiesenen Verwaltungs-
kosten stellen ausschließlich den Aufwand der 
AfB dar, der Aufwand des Sozialministeriums ist 
nicht enthalten.

•	 „Quartiersimpulse“ 
 
Beim Förderprogramm „Quartiersimpulse“ 
haben sich die Verwaltungskosten im Prü-
fungszeitraum wie in Tabelle 21-3 darge-
stellt, entwickelt. 

Das Verhältnis von Verwaltungskosten zu 
den ausbezahlten Fördermitteln lag zumeist 
zwischen 7 % und 13 % und damit in etwa im 
Rahmen des Richtwerts. Der höhere Verwal-
tungskostenanteil der Jahre 2018/2019 ist 
auf den Anlauf des Förderprogramms und 
die zunächst noch geringen Fördermittel-
auszahlungen zurückzuführen. Die absolute 
Zunahme der Verwaltungskosten stand im 
Verhältnis zum gestiegenen Fördervolumen. 

2018 2019 2020 2021 2022 2023

Ausbezahlte Fördermittel 
in € 0 116.500 774.300 1.807.800 1.578.700 1.406.800

Sachkosten Verwaltung 
in € 4.260 11.750 31.370 40.300 81.300 64.000

Personalkosten Verwaltung 
in € 17.590 48.560 53.000 81.500 117.620 125.780

Verhältnis Verwaltungskosten  
zu Fördermittel 
in %

- 52 11 7 13 13

Tabelle 21-3:  Verwaltungskosten und Fördermittel „Quartiersimpulse“

Quelle:  Sozialministerium Baden-Württemberg

232



 

•	 „Gut Beraten!“ 
 
Im Förderprogramm „Gut Beraten!“ haben 
sich die Verwaltungskosten im Prüfungs-
zeitraum wie in Tabelle 21-4 dargestellt, 
entwickelt.

2022 gingen die ausbezahlten Fördermittel 
gegenüber dem Vorjahr um mehr als 70 % 
zurück. Trotz des rückläufigen Fördervolu-
mens stiegen die Verwaltungskosten wei-
ter an. In den Jahren 2022 und 2023 musste 
der Fördergeber Land für jeden Euro an 
Fördermitteln, der an die Empfänger ausge-
zahlt wurde, 90 Cent zusätzlich aufwenden. 
 
Die im Verhältnis hohen Personalkosten 
begründen Sozialministerium und AfB mit 
der individuellen Beratung und Begleitung 
der Antragstellenden sowie mit der umfas-
senden Öffentlichkeits- und Vernetzungsar-
beit, die für das Programm geleistet wurde.

Tabelle 21-4:  Verwaltungskosten und Fördermittel „Gut Beraten!“

2019 2020 2021 2022 2023

Ausbezahlte Fördermittel 
in € 153.500 135.970 199.130 54.930 53.500

Sachkosten 
in € 680 630 5.040 8.520 7.730

Personalkosten 
in € 10.910 30.190 35.500 39.630 40.650

Verhältnis Verwaltungskosten zu Fördermittel 
in % 7 23 20 88 90

Quelle:  Sozialministerium Baden-Württemberg
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•	 „Beteiligungstaler“
 
Im Förderprogramm „Beteiligungstaler“ 
haben sich die Verwaltungskosten im Prü-
fungszeitraum wie in Tabelle 21-5 dargestellt. 
 
Die Verwaltungskosten waren in beiden 
betrachteten Jahren höher als die ausbe-
zahlten Fördermittel. Wie bei „Gut Bera-
ten!“ hätten die Antragstellenden laut AfB 
auch beim „Beteiligungstaler“ individuell 
beraten und begleitet werden müssen. 
Auch in diesem Förderprogramm sei eine 
umfassende Vernetzungs- und Öffentlich-
keitsarbeit erforderlich gewesen.

Das Verhältnis von Verwaltungskosten zu För-
dermittelausgaben ist in zwei der drei Pro-
gramme sehr hoch. Das Sozialministerium ver-
weist darauf, dass sich das Verhältnis mit der 
zuletzt steigenden Zahl an Projekten und damit 
auch steigendem Mittelabfluss wieder reduzie-

ren werde. Dies ist allerdings nur dann der Fall, 
wenn die Verwaltungskosten unterproportio-
nal zum Fördermittelvolumen ansteigen. Aber 
selbst bei einem Rückgang dürfte die Relation 
noch sehr deutlich über dem für die Haushalts-
aufstellung vorgegebenen Wert liegen.

Zum Teil rührt der hohe Verwaltungskostenan-
teil daher, dass die AfB in ihrer Programmad-
ministration Aufgaben ausführte, die über die 
reine Abwicklung hinausgingen. So mussten die 
Antragsteller laut Sozialministerium teils inten-
siv begleitet und eine umfangreiche Öffentlich-
keits- und Netzwerkarbeit geleistet werden.

Das Sozialministerium gibt an, dass nach seiner 
Einschätzung in den beiden betroffenen Pro-
grammen 80 % der Gesamtkosten auf die Auf-
gaben Beratung, Vernetzung, Öffentlichkeits-
arbeit und Information entfielen. Diese Bereiche 
seien Teil der Aufgabe der AfB. Auf reine Ver-
waltungsaufgaben entfielen 20 % der Kosten. In 

2023 2024

Bewilligte Fördermittel 
in € 30.000 46.970

Ausbezahlte Fördermittel 
in € 20.000 41.780

Sachkosten 
in € 1.700 8.000

Personalkosten 
in € 17.040 40.000

Sonstige Verwaltungskosten 

(Veranstaltungen, Reisekosten) 
in € 2.040 -

Summe der Verwaltungskosten 
in € 21.690 48.000

Verhältnis Verwaltungskosten Fördermittel 
in % 108 115

Tabelle 21-5:  Verwaltungskosten und Fördermittel „Beteiligungstaler“

Quelle:  Sozialministerium Baden-Württemberg
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einer solchen Betrachtung liege das Verhältnis 
von reinen Verwaltungsausgaben und Bewilli-
gungsvolumen nahezu bei der von der Landes-
verwaltung anzustrebenden Quote.

Der Rechnungshof folgt dieser Argumentation 
nicht. Mittel, die das Land einsetzt bzw. einset-
zen muss, um potenzielle Förderempfänger über 
die Fördermöglichkeiten zu informieren bzw. sie 
in die Lage zu versetzen, Fördermittel zu bean-
tragen und sachgerecht einzusetzen, zählen zu 
den Verwaltungskosten. Sie sind nicht den ori-
ginären Fördermitteln zuzurechnen. Unabhän-
gig davon stellt sich die Frage, ob tatsächlich 
in vergleichsweise großem Umfang Beratungs- 
und Begleitungsleistungen für die Förderemp-
fänger erbracht werden müssen. Förderpro-
gramme sollten so gestaltet sein, dass sie von 
den Empfängern auch ohne hohen Beratungs- 
und Begleitungsaufwand beantragt und umge-
setzt werden können.

21.2.4	 Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit 
von Kleinförderungen

Bei Kleinförderungen ist das Verhältnis von Ver-
waltungsaufwand zu ausbezahlten Fördermit-
teln regelmäßig ungünstiger als bei Program-
men mit großem Volumen je Einzelförderung. 
Die Höhe der Verwaltungskosten gibt nicht per 
se Auskunft über die Wirtschaftlichkeit eines 
Förderprogramms. Sie ist aber ein Indikator für 
möglicherweise unwirtschaftliche Strukturen. 
Förderprogramme mit vergleichsweise hohen 
Verwaltungskosten bedürfen deshalb -  mit 
Blick auf die stets notwendige Rechtfertigung 
für den Einsatz öffentlicher Mittel - einer beson-
deren Begründung. Eine hohe Relation von Ver-
waltungsaufwand zu Fördermitteln lässt sich 
allenfalls dann rechtfertigen, wenn die Förde-
rung im Einzelfall und insgesamt wirkt und die 
mit der Förderung verfolgten Ziele erreicht wer-
den. Dies ist bei den Maßnahmen der Quartiers-
strategie häufig nicht feststellbar.

Dies liegt auch daran, dass es keine konkreten 
Zieldefinitionen und Kennzahlen gibt, anhand 
derer die Wirkung der Programme „Gut Bera-
ten!“ und „Beteiligungstaler“ festgemacht wer-
den könnte. Aus den geprüften Sachberichten 
zu den geförderten Maßnahmen ergaben sich 
meist nur Hinweise auf punktuelle Impulse. Teils 
war bei den geförderten Projekten kein Bezug 
zum Ziel, eine alters- und generationenge-
rechte Quartiersentwicklung zu unterstützen, 
zu erkennen. Die Förderpraxis war in Teilen nicht 
ausreichend auf die mit der Mittelbereitstellung 
im Haushalt verbundenen Erwartungen ausge-
richtet.

Der Rechnungshof stellt Maßnahmen zur Ver-
besserung des Quartiersmanagements nicht 
grundsätzlich infrage. Angesichts der aktuellen 
und absehbaren Herausforderungen rund um 
das Thema „Pflege“ ist der Fokus auf entspre-
chende kommunale Strukturen nachvollziehbar. 
Allerdings gibt es Optimierungsbedarfe bei der 
Zieldefinition, der Steuerung und der Erfolgs-
kontrolle. Unter den geförderten Projekten, ins-
besondere im Programm „Quartiersimpulse“, 
gibt es Beispiele, in denen das Ziel einer Verbes-
serung der Quartiersstrukturen erreicht werden 
konnte. Diese Ansätze könnten in den Fokus 
genommen werden, um die Förderungen wir-
kungsorientiert weiterzuentwickeln.
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21.2.5	 Doppelstrukturen innerhalb der  
Förderlandschaft

Die Prüfung des Förderprogramms „Gut Bera-
ten!“ ergab, dass teils Beratungsinhalte geför-
dert wurden, für die bereits andere Struktu-
ren mit ähnlichen Aufgaben existieren. Dazu 
gehören unter anderem Beratungsangebote 
des Landeszentrums für Barrierefreiheit, das 
beim Sozialministerium angesiedelt ist, sowie 
der Quartiersakademie. Diese gehört organisa-
torisch zum Kommunalverband für Jugend und 
Soziales (KVJS) und ist als Teil der Landesstra-
tegie Quartier 2030 für die Qualifizierung von 
Quartiersarbeit verantwortlich. Das breit auf-
gestellte Veranstaltungs- und Fortbildungs-
angebot der Quartiersakademie deckt sich zu 
einem Gutteil mit den geförderten Beratungs-
inhalten des Förderprogramms „Gut Beraten!“

Auch wurden vermehrt Beratungsleistungen 
zur Nahversorgung in ländlichen Gebieten 
gefördert. Den gleichen Schwerpunkt hat das 
Förderprogramm „Landversorgt“ der Bundes-
anstalt für Landwirtschaft und Ernährung.

Verschiedene Programme fördern ähnliche 
Inhalte, ohne sich klar voneinander abzugren-
zen. Diese teils parallelen Strukturen können 
dazu führen, dass Förderangebote unübersicht-
lich werden und Ressourcen ineffizient einge-
setzt werden.

Aus Sicht einer effizienten Förderpolitik ist es 
daher wichtig, Doppelstrukturen möglichst zu 
vermeiden und bestehende Angebote stärker zu 
bündeln. Eine bessere Abstimmung zwischen 
den verschiedenen Programmen und Institutio-
nen könnte dazu beitragen, Synergieeffekte zu 
nutzen und die Wirkung der eingesetzten Mittel 
zu erhöhen.
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21.3	 Empfehlungen

21.3.1	 Nachfrage in die Programmsteuerung einbeziehen

Das Sozialministerium sollte im Austausch mit den Kommunalen Landesverbänden prüfen, ob 
und in welcher Ausprägung bei den Kommunen Bedarf an den drei Förderprogrammen besteht 
und diese konsequent daraufhin ausrichten.

21.3.2	 Zielsetzung schärfen und Steuerungsgrundlage schaffen

Für alle Förderprogramme der Landesstrategie sollten im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung konkrete und messbare Ziele festgelegt werden, um deren Erfolg und Wirkung über-
prüfen zu können. Eine wirkungsorientierte Erfolgskontrolle sollte ein zentraler Bestandteil der 
Programmsteuerung werden, um die Förderpolitik zielgerichtet weiterentwickeln zu können.

21.3.3	 Angemessenes Verhältnis von Verwaltungskosten zu Förderhöhe und Wirkung 
sicherstellen

Das Sozialministerium sollte bei einer möglichen Fortführung der Förderprogramme „Gut Bera-
ten!“ und „Beteiligungstaler“ sicherstellen, dass die Verwaltungskosten in einem angemesse-
nen und nachvollziehbaren Verhältnis zu Förderhöhe und Wirkung stehen.

21.3.4	 Doppelstrukturen in der Förder- und Beratungslandschaft abbauen

Die Förder- und Beratungsangebote innerhalb der Landesstrategie „Quartier 2030 - Gemeinsam. 
Gestalten.“ sollten stärker aufeinander und auf Angebote Dritter abgestimmt werden, um Doppel-
strukturen zu vermeiden und die Attraktivität für Antragsteller zu erhöhen. Insbesondere für das 
Förderprogramm „Gut Beraten!“ sollte geprüft werden, inwieweit Beratungsleistungen, beispiels-
weise als Angebot der Quartiersakademie, bereits Teil der Landesstrategie sind.
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21.4	 Stellungnahme des  
Ministeriums

Das Sozialministerium teilte mit, dass die 
Quartierstrategie aus Empfehlungen der 
Enquetekommission des Landtages „Pflege in 
Baden-Württemberg zukunftsorientiert und 
generationengerecht gestalten“ (2014 - 2016) 
hervorgehe und darauf abziele, ältere und pfle-
gebedürftige Menschen zu unterstützen und 
deren wie auch die Lebenslagen aller Men-
schen im Quartier durch eine alters- und gene-
rationengerechte Quartiersentwicklung nach-
haltig zu verbessern. Über die Jahre sei dabei 
eine breit angelegte und an den Bedarfen der 
Menschen in den Nachbarschaften, Stadtteilen, 
Dörfern und Gemeinden ausgerichtete Strate-
gie entstanden. Insgesamt seien mit den unter-
schiedlichen Angeboten der Strategie bisher 
über 750 der 1101 Kommunen in Baden-Würt-
temberg erreicht worden, was aus Sicht des 
Ministeriums im Bereich der Freiwilligkeits-
leistungen, ohne Verpflichtung der Kommunen 
aktiv zu werden, eine ausgesprochen positive 
Bilanz darstelle.

Die Zielsetzung der Quartiersstrategie sei von 
Beginn an sowohl durch die Enquetekommis-
sion Pflege, den Ministerrat als auch den Haus-
haltsgesetzgeber auf eine themenübergreifende 
alters- und generationengerechte Quartiersent-
wicklung in den Kommunen Baden-Württem-
bergs ausgerichtet gewesen.

Der Rechnungshof habe die im Untersuchungs-
zeitraum liegende Corona-Pandemie und deren 
Auswirkung auf die Förderprogramme gewür-
digt. Die nach der Pandemie steigenden Antrags- 
und Bewilligungszahlen seit 2024/2025 würden 
belegen, dass trotz angespannter Haushalts-
lage ein großes Interesse an der sozialen Quar-
tiersentwicklung in den Kommunen bestehe. 
Die Hinweise und Empfehlungen des Rech-

nungshofs zu den einzelnen Förderprogram-
men seien unmittelbar nach deren Übermitt-
lung mit der durchführenden Stelle „Allianz für 
Beteiligung e. V.“ erörtert und 16 Sofortmaßnah-
men zur Verbesserung der Umsetzung der För-
derprogramme vereinbart und umgesetzt sowie 
weitere Verfahrensschritte vereinbart worden.

Die Evaluation des Förderprogramms Quar-
tiersimpulse habe auf einem hohen wissen-
schaftlichen Standard belegt, dass das För-
derprogramm eine hohe Wirksamkeit entfalte. 
Besonders bemerkenswert sei, dass über 80 % 
der befragten Kommunen einen Fortbestand 
an Gemeinschaftsaktivitäten und Institutionen 
sowie weiterhin hohes Engagement nach Aus-
laufen der Landesförderung sehe. Für die bei-
den Mikroförderungsprogramme „Gut Beraten!“ 
und „Beteiligungstaler“ sei eine Überprüfung in 
die Wege geleitet und das Centrum für Soziale 
Investitionen und Innovationen der Universi-
tät Heidelberg beauftragt worden, eine Exper-
tise zur Wirkung von Mikroförderprogrammen 
zu erstellen, deren Ergebnisse in die Weiterent-
wicklung der Programme einfließen sollen.

Das Verhältnis von Fördersumme und administ-
rativem Aufwand greife auch der Beschluss vom 
04.12.2025 der Besprechung des Bundeskanz-
lers mit den Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder zur Staatsmodernisie-
rung bzw. Föderalen Modernisierungsagenda 
auf. Demnach soll als eine Maßnahme die 
Schaffung eines vereinfachten Verfahrens für 
Zuwendungen mit geringer finanzieller Bedeu-
tung umgesetzt werden. Dies könne mit Blick 
auf die Umsetzung der Mikroförderprogramme 
der Quartiersstrategie zu einer verbesserten 
Verwaltungskostenquote führen.

10 Jahre nach den Empfehlungen der Enquete-
kommission Pflege sei es aus Sicht des Minis-
teriums an der Zeit, die Landesstrategie zur 
Quartiersentwicklung weiterzuentwickeln. 
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Dies beinhalte sowohl die kritische Überprü-
fung der Förderprogramme und Bausteine als 
auch die Ausrichtung der Strategie. Dabei wür-
den insbesondere die Kommunalen Landes-
verbände eingebunden, um die Zielsetzung 
und Unterstützungsmaßnahmen der Strate-
gie noch stärker an den Bedarfen der Kom-
munen auszurichten. Zudem böte das Prüfer-
gebnis des Rechnungshofs wichtige Hinweise 
und Empfehlungen, denen einerseits nach-
gegangen werden solle und die andererseits 
Berücksichtigung finden sollen.
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